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Stellungnahme  

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der 

Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 

2025/794 geänderten Fassung 

______________________________________________________________________________ 

Berlin, 21. Juli 2025 
___________________________________________________________________________________________ 
 

Der Deutsche Bauernverband (DBV) dankt für die Möglichkeit zur Abgabe einer Stellungnahme 
zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz eines 
Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 2025/794 
geänderten Fassung (CSRD-UmsG-E). 

I. Einführende Anmerkungen  

Mit dem jetzigen Gesetzentwurf CSRD-UmsG-E möchte die neue Bundesregierung der 
Verpflichtung zur Umsetzung der CSRD-Richtlinie (EU 2022/2464) nach dem Prinzip 1:1 nach-
kommen. Hier muss aus unserer Sicht gewährleistet sein, dass eine solche 1:1 Umsetzung den 
minimalen Erfüllungsaufwand, insbesondere eine maximale Reduzierung der Bürokratiekosten für 
die Wirtschaft, zum Ziel hat. Nur dann können die Unternehmen ihre Kräfte darauf konzentrieren, 
nachhaltig in den drei Dimensionen  wirtschaftlicher, ökologischer und sozialer Wert  zu 
wirtschaften.  
 
Aufgrund des vorzeitigen Endes der 20. Legislaturperiode fiel der vom Bundeskabinett am 24. Juli 
2024 beschlossene Umsetzungsgesetzentwurf (Bundestagsdrucksache 20/12787) hinsichtlich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen der Diskontinuität anheim. Die entsprechende 
Frist zur nationalen Umsetzung ist am 6. Juli 2024 abgelaufen.  
 
Auch wenn im Sinne von mehr Rechtssicherheit für bereits jetzt berichtspflichtige Betriebe 

 Kohorte ) eine Umsetzung in nationales Recht durchaus verständlich ist, sehen wir mit Blick auf 
die von der EU-Kommission vorgeschlagenen Vereinfachungen in der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung eine nationale Umsetzung zum jetzigen Zeitpunkt kritisch. 
Sinnvoller wäre es, die diesbezüglichen Entscheidungen auf europäischer Ebene final abzuwarten 
und sodann ein Gesetzgebungsverfahren mit umfassender Beteiligung der Verbände und 
Betroffenen einzuleiten.  
 
Sollten weitere Änderungen im EU-Recht im Rahmen des parlamentarischen Verfahrens noch als 
Änderungsanträge eingebracht werden, ist auch in diesem Fall eine umfassende 
Verbändebeteiligung unverzichtbar.  
 
Die deutsche Land-, Forstwirtschaft und Fischerei steht für einen Produktionswert von rund 80 
Milliarden Euro (2022) und stellt das Herzstück der Wertschöpfungsketten der Land- und 
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Ernährungswirtschaft dar. Das Agribusiness im erweiterten Sinne steht für rund 8,5 Prozent der 
heimischen Bruttowertschöpfung und für 11,6 Prozent der Erwerbstätigen. Auch wenn 
landwirtschaftliche Betriebe regelmäßig nicht unmittelbar als Bericht erstattende Betriebe von der 
CSRD betroffen sind, führt diese mittelbar zu einer großen bürokratischen Mehrbelastung und 
Verunsicherung. 
 
Auf Grund der großen und vielfältigen Auswirkungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung bitten 
wir als DBV künftig um eine verlässliche Einbindung in Verbändebeteiligungen und regelmäßige 
Stakeholder-Runden sowie in Umsetzungsmaßnahmen, auch im Rahmen der Förderaktivitäten des 
Bundes zur Umsetzung der Nachhaltigkeitsberichterstattung. Ferner behält sich der DBV auf Grund 
der sehr kurzen Frist ergänzende Stellungnahmen ausdrücklich vor.  
 
Neben der nationalen Umsetzung ist es von entscheidender Bedeutung, dass sich die 
Bundesregierung im Rahmen des derzeit laufenden Omnibus-Verfahrens zur Vereinfachung der 
europäischen Nachhaltigkeitsberichterstattung einsetzt, wie dies im Koalitionsvertrag vereinbart 
wurde. Unter anderem erwartet der DBV auf EU-Ebene ein klares Value Chain-Cap, um den Trickle-
down-Effekt so gering wie möglich zu halten. Ferner bedarf es einer Harmonisierung mit 
bestehender europäischer Gesetzgebung, z. B. den Regelungen der Gemeinsamen Agrarpolitik GAP, 
sowie einer deutlichen Reduzierung der Scope-3 Datenpunkte in der Delegierten Verordnung 
2023/2772. Zudem muss der Freiwillige Nachhaltigkeitsberichtsstandard für nicht-börsennotierte 
kleine und mittlere Unternehmen (Voluntary Sustainability Reporting Standard for non-listed Small 
and Medium-sized Enterprises, VSME) zwingend weiter vereinfacht werden. 

II. Zu den Einzelheiten 

Auch wenn durch die Anhebung der Schwellenwerte kaum landwirtschaftliche Betriebe direkt von 
der CSRD betroffen sein sollten, ergeben sich Nachhaltigkeitsberichtsanforderungen von Akteuren 
in den vor- und nachgelagerten Wirtschaftsbereichen innerhalb der Lieferkette sowie von 
Kreditinstituten und Versicherungen (sog. Trickle-Down-Effekt). Aus unserer Sicht ist es daher 
zwingend erforderlich, dass die zentralen Inhalte des Omnibuspakets frühzeitig in der nationalen 
Umsetzung 1:1 umgesetzt werden.  
 
Aus Sicht der Landwirtschaft muss im Rahmen der nationalen Umsetzung unter Verweis auf das 
geltende EU-Recht zwingend klargestellt werden, dass keine 
Informationen über jeden einzelnen Akteur in der Wertschöpfungskette, sondern lediglich die 
Angabe wesentlicher Informationen zur vor- und nachgelagerten  erfordert 
(Delegierte Verordnung (EU) 2023/2772, Abschnitt 5 Es muss klar geregelt 
werden, dass keine Verpflichtung für kleine und mittlere Unternehmen (KMUs) zur Bereitstellung 
von Daten besteht. Die Nicht-Bereitstellung von Nachhaltigkeitsdaten darf zudem nicht zu einer 
Diskriminierung dieser Unternehmen bei Auftragsvergabe oder Vertragsgestaltung führen.  
 
Die Bericht erstattenden Betriebe benötigen Rechtsicherheit zu 

. In der nationalen Umsetzung muss hinreichend klar geregelt werden, dass 
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die Nachhaltigkeitserklärung rechtssicher erstellt ist, soweit für die Wertschöpfungskette auf 
Schätzungen anhand von Sektordurchschnitten und Näherungswerten (Delegierte Verordnung (EU) 
2023/2772, Abschnitt 5) zurückgegriffen wird. Für eine fundierte, vergleichbare und angemessene 
Schätzungsgrundlage sind parallel die Empfehlungen für die 21. Legislaturperiode des 
Statistischen Beirats umzusetzen ( Datenmehrwert optimieren ). 
 
Sollte ein KMU gleichwohl bereit sein, einen Bericht erstattendes Unternehmen bei den 
Berichtspflichten durch Primärdaten zu unterstützen, muss klar geregelt werden, dass dies auf 
freiwilliger Basis und mit einer verbindlichen Obergrenze für Informationsanforderungen erfolgt. 
Hier ist es umso wichtiger, frühzeitig eine gesetzliche Obergrenze für Informationsanforderungen 
innerhalb der Lieferkette zu verankern (sog. Value Chain Cap). Dieses Value Chain Cap sollte aus 
unserer Sicht schon im vorliegenden Umsetzungsgesetz installiert werden. Auch andere 
Mitgliedsstaaten haben bei der nationalen Übersetzung entsprechende Regelungen getroffen, so 
dass sich Informationen, die von KMUs in der Wertschöpfungskette verlangt werden, auf das 
beschränken, was im VSME für KMUs erforderlich ist und alle Informationsanforderungen innerhalb 
der Wertschöpfungskette angemessen bleiben. Darüber hinaus haben es einige Mitgliedsstaaten 
rechtlich untersagt, von KMUs Bestätigungsberichte über die Informationen anzufordern, die diese 
KMU den Bericht erstattenden Unternehmen zur Verfügung stellen. Dies fordert der DBV auch für 
eine nationale Umsetzung in Deutschland.  
 
Das europäische Recht sieht eine Übergangsbestimmung in Bezug auf die  
vor (u. a. Delegierte Verordnung (EU) 2023/2772 Der DBV 
fordert, dass in diesem Zeitraum grundsätzlich auf Informationen über die Wertschöpfungskette 
verzichtet wird. Dies ist umso dringlicher, da die umfassende Überarbeitung der ESRS- und VSME-
Datenpunkte angekündigt wurde. Diese Übergangsbestimmung sollte daher bei der nationalen 
Umsetzung im Sinne eines möglichst geringen Erfüllungsaufwandes für die Wirtschaft als Soll-
Bestimmung ausgestaltet werden (Artikel 96 EGHGB-E).  
 
Für eine erfolgreiche Umsetzung der CSRD muss daneben gewährleistet sein, dass freiwillig 
unterstützende KMUs ein flexibles Datenformat wählen können. So wird die Akzeptanz von gezielt 
entwickelten Tools, z. B. in der Landwirtschaft, unterstützt. Wenn hingegen Geschäftspartner, 
Banken oder Versicherungen über das Format des Berichts entscheiden, verringert dies Nutzen und 
Effektivität und erhöht den Bürokratieaufwand unverhältnismäßig. 
 
Durch den -Mechanismus wurde die Berichtspflicht für die 
sogenannte 2. und 3. Kohorte bereits um zwei Jahre verschoben. Gleichwohl zeigt sich in der Praxis, 
dass eine Vielzahl dieser Unternehmen weiterhin Daten von KMUs in der Wertschöpfungskette 
anfordern. Wir fordern die Bundesregierung auf, diese Unternehmen in geeigneter Weise zur 
Einstellung dieser Datenanfragen aufzufordern.  
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